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1. Identität des Versicherers

VHV Allgemeine Versicherung AG
Rechtsform: Aktiengesellschaft
Registergericht: Amtsgericht Hannover
Registernummer: HRB 57331
USt-IdNr.: DE 815 099 837
Postanschrift: 30138 Hannover

Hausanschrift und 
Sitz der Gesellschaft: VHV-Platz 1

    30177 Hannover
    (ladungsfähige Anschrift)

Vorstand: Dr. Sebastian Reddemann, Sprecher / Ulf Bretz / Dr. Thomas Diekmann / Sina Rintelmann / 
Dr. Angelo O. Rohlfs 

Vorsitzender 
des Aufsichtsrates: Thomas Voigt

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

  Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versicherungsgeschäft in den folgenden Versicherungssparten: 
– Kraftfahrtversicherung,
– Allgemeine Haftpflichtversicherung,
– Sachversicherung inkl. Technische Versicherungen,
– Unfallversicherung,
– Kautionsversicherung. 

3. Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen

  Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und uns gelten der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen und die Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonderen Bedingungen, Zusatz-
bedingungen, Tarifbestimmungen und Sondervereinbarungen.

4. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

  Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leistungen entnehmen Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem Versiche-
rungsschein und den Vertragsbestimmungen. 

5. Gesamtpreis der Versicherung

  Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamtbeitrag einschließlich der gesetzlichen Versicherungsteuer und der 
Zeitraum, für den der Beitrag zu zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen.

6. Zusätzliche Kosten

  Bei Beitragsrückständen berechnen wir Mahnkosten; bei Rückläufern im Lastschriftverfahren behalten wir uns vor, Ihnen die 
Bankgebühren in Rechnung zu stellen. Weitere Gebühren oder Kosten, z.B. für die Antragsbearbeitung werden nicht erhoben. 
Falls besondere Kosten für Telekommunikationsgebühren anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinausgehen, werden 
diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben.

7. Beitragszahlung

  Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen. Diese Termine, die Zahlungsart und die Zahlungsweise können Sie 
Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 

8. Gültigkeit des Angebots

  Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen liegen die Beiträge, Versicherungsleistungen, Versicherungsbedingun-
gen und Verbraucherinformationen zugrunde, die zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten.

Allgemeine Vertragsinformationen
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)
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9. Zustandekommen des Vertrages

  Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere inhaltlich übereinstimmende Vertragserklärung (Willens-
erklärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen.  

  Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und 
Hinweisen auf die damit verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich 
nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt, es sei denn, Sie haben die verspätete Zahlung nicht zu vertreten. 

  Der Versicherungsschutz kann (weil z.B. noch Einzelheiten der Vertragsgestaltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufi-
gen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach end-
gültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungs-
schutz endet.

10. Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 – Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen.

  Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen

– der Versicherungsschein,
–  die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, 

diese wiederum einschließlich der Tarifbestimmungen,
– diese Belehrung,
–  das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, dies allerdings nur, wenn Sie Ihre Vertragserklärung als Verbraucher 

abgegeben haben,
– und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

VHV Allgemeine Versicherung AG, 30138 Hannover
Fax: +49.511.907-89 99, E-Mail: service@vhv.de 

Widerrufsfolgen

  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet:

1/30 des Monatsbeitrags
  bzw.

Anzahl der Tage, 1/90 des Vierteljahresbeitrags
an denen Versicherungsschutz X bzw.
bestanden hat 1/180 des Halbjahresbeitrags 

  bzw.
  1/360 des Jahressbeitrags

  Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

  Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

  Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 – Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen

  Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im 
Einzelnen aufgeführt:
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Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1.  die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben 
ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;

2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Ver-
sicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung 
des Versicherers;

5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln 
auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, 
wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine 
Überprüfung des Preises ermöglichen;

6.  a) gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere 
Steuern, Gebühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

   b) alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in 
Rechnung gestellt werden;

7. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge;

8.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befriste-
ter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

9.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungs-
schutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

10.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs ein-
schließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mit-
teilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;

  b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

12.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwai-
ger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das 
zuständige Gericht;

14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt wer-
den, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der 
Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls 
die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den 
Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichts-
behörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

11. Laufzeit des Vertrages

  Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach Ablauf des ersten Versicherungsjahres verlängert sich 
der jeweilige Vertrag stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. Etwaige Besonderheiten erge-
ben sich aus dem Antrag oder dem Versicherungsschein.
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12. Beendigung des Vertrages

  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

  Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
– für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsfall,
– für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie
– für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

  Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Bedingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte 
bleiben hiervon unberührt. 

13. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht

  Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland anwendbar. Der allge-
meine Gerichtsstand für Klagen gegen uns ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an dem Gericht klagen, in 
dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnli-
cher Wohnsitz liegt. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben 
oder Ihr Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, bestimmt sich abweichend 
von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz.

14. Anzuwendende Sprache

  Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommu-
nizieren wir mit Ihnen in deutscher Sprache.

15.  Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

  Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher 
Lage befindet, gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.

Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632, 10006 Berlin
Tel.: 0800 3696000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

  Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns ver-
pflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen und erkennen die Entscheidungen des Ombudsmanns bis zu einem 
Streitwert von 10.000 EUR als verbindlich an. Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

  Wenn Sie diesen Vertrag online (z.B. über eine Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde 
auch online an die Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform an 
den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

16. Aufsichtsbehörde

  Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch uns als Versicherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschie-
denheiten bei der Vertragsabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
wenden. Wir unterliegen als Versicherer der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108
53117 Bonn
Telefon: 0800 2100500
E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de 

  Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

17. Hinweis für bestehende Verträge

  Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlossen wurde, gilt die Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte Hannoversche 
Versicherung a.G. fort.
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verp�ichtet, alle 
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir 
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig an-
zuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen 
fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verp�ichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

  Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigep�icht, können wir 
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigep�icht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-
klären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verp�ichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 
Umstand 
–  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalles 
–  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis-

tungsp�icht 
  ursächlich war. Unsere Leistungsp�icht entfällt jedoch, 

wenn Sie die Anzeigep�icht arglistig verletzt haben.

  Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

2. Kündigung

  Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigep�icht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

  Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

  Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Ver-
langen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigep�icht 
fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rück-
wirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigep�icht 
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

  Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mittei-
lung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf die-
ses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

  Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigep�icht, die 
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist. 

  Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

  Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigep�icht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

  Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
p�icht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung 
und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre 
eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können 
sich darauf, dass die Anzeigep�icht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit zur Last fällt.

Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 
VHV Allgemeine Versicherung AG, VHV-Platz 1, 30177 Hannover schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigep�icht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

7



1

I nh altsv er ze ic h nis

B esond er er  T eil

A b sc h nitt A 1 :  U m f ang  d es V er sic h er ung ssc h utze s
A1 -1   Versicherte und nicht versicherte Sachen 
A1 -2   Versicherte und nicht versicherte G efahren und Schäden
A1 -3   Versicherte I nteressen
A1 -4    Versicherungsort 

A b sc h nitt A 2 :  V er sic h er ung ssum m e und  A uf w end ung en
A2 -1    Versicherungswert;  Versicherungssumme;  Unterversicherung
A2 -2    Versicherte und nicht versicherte Aufwendungen zur Abwendung und M inderung des Schadens

A b sc h nitt A 3 :  E ntsc h ä d ig ung
A3 -1   Umfang der Entschädigung
A3 -2   Z ahlung und Verzinsung der Entschädigung
A3 -3   K eine L eistungspflicht aus besonderen G ründen
A3 -4   Ü bergang von Ersatzansprüchen

A b sc h nitt A 4 :  W eiter e B estim m ung en
A4 -1    Sachverständigenverfahren

A llg em einer  T eil

A b sc h nitt B 1 :  B eg inn d es V er sic h er ung ssc h utze s,  B eitr ag sza h lung
B1 -1    Beginn des Versicherungsschutzes 
B1 -2   Ende des Versicherungsschutzes
B1 -3   Beitragszahlung und -berechnung
B1 -4    Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Z ahlung oder N ichtzahlung
B1 -5    Folgebeitrag
B1 -6    L astschriftverfahren
B1 -7    Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

A b sc h nitt B 2 :  D auer  und  E nd e d es V er tr ag s/ d er  K ü nd ig ung
B2 -1   Dauer und Ende des Vertrags
B2 -2   K ündigung nach Versicherungsfall

A b sc h nitt B 3 :  A nze ig ep f lic h t,  G ef ah r er h ö h ung ,  and er e O b lieg enh eiten
B3 -1    Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss
B3 -2    G efahrerhö hung
B3 -3    O bliegenheiten des Versicherungsnehmers
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VHV Allgemeine Versicherung AG

A llg em eine B ed ing ung en f ü r  d ie V er sic h er ung  v on B auleistung en
( A B B L  2 0 1 8 )

H inw eise zu m  A uf b au und  zu r  A nw end ung

T eil A  enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungs-
schutzes in der T echnischen Versicherung.

– Abschnitt A1  regelt den Umfang des Versicherungsschutzes.
– Abschnitt A2  regelt den Versicherungswert und die 

Versicherungssumme.
– Abschnitt A3  regelt den Umfang der Entschädigung.
– Abschnitt A4  gilt für weitere Bestimmungen.

T eil B  enthält Regelungen über allgemeine Rechte und P flichten der 
Vertragsparteien.

– Abschnitt B1  regelt den Beginn des Versicherungsschutzes und die 
Beitragszahlung.

– Abschnitt B2  regelt die Dauer und das Ende des Vertrags bzw. die 
K ündigung.

– Die Abschnitte B3  und B4  regeln O bliegenheiten des 
Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen.

M aß geblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedin-
gungstext , der Versicherungsschein und seine N achträge.
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A b sc h nitt B 4 :  W eiter e R eg elung en
B4 -1    M ehrere Versicherer, M ehrfachversicherung
B4 -2    Versicherung für fremde Rechnung
B4 -3    Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung
B4 -4    Vollmacht des Versicherungsvertreters
B4 -5    Verj ährung
B4 -6    Ö rtlich zuständiges G ericht
B4 -7    Anzuwendendes Recht
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Abschnitt A

B esond er er  T eil:

A 1 - 1   V er sic h er te und  nic h t v er sic h er te Sac h en

A 1 - 1 . 1   V er sic h er te Sac h en

Versichert sind alle L ieferungen und L eistungen für das im Versicherungsschein bezeichnete Bauvorhaben ( N eubauleistungen) .

A 1 - 1 . 2   N ic h t v er sic h er te Sac h en

N icht versichert sind
  ( 1 )  medizin- und labortechnische Anlagen;
  ( 2 )  Strom- und Energieerzeugungs-/ Energieumwandlungsanlagen, N otstromaggregate, zentrale Batterie- und/ oder unterbre-

chungsfreie Stromversorgungsanlagen, sofern sie nicht überwiegend der Versorgung des versicherten Bauvorhabens nach 
dessen Fertigstellung dienen;

  ( 3 )  Bestandteile von unverhältnismäß ig hohem K unstwert;
  ( 4 )  Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe;
  ( 5 )  Baugrund und Bodenmassen, sofern sie nicht Bestandteil der L ieferungen und L eistungen sind;
  ( 6 )  Altbauten des Hoch-, T ief- und I ngenieurbaus;
  ( 7 )  Wechseldatenträger;
  ( 8 )  bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Bestandteile einzubauende Einrichtungsgegenstände;
  ( 9 )  maschinelle Einrichtungen für P roduktionszwecke;
( 1 0 )  Baugeräte einschließ lich Z usatzeinrichtungen wie Ausrüstungen, Z ubehö r und Ersatzteile;
( 1 1 )  K leingeräte und Handwerkzeuge;
( 1 2 )  Vermessungs-, Werkstatt-, P rüf-, L abor- und Funkgeräte sowie Signal- und Sicherungsanlagen;
( 1 3 )  G erüste, Stahl-/ Alu- und Syst emschalungen, Schalwagen und Vorbaugeräte, ferner Baubüros, Baucontainer, Baubuden, Bau-

baracken, Werkstätten, M agazine, L abors und G erätewagen;
( 1 4 )  Fahrzeuge aller Art;
( 1 5 )  Akten, Z eichnungen und P läne;
( 1 6 )  P flanzen;
( 1 7 )  Bohrungen für die eine G enehmigung nach dem Bundesberggesetz ( BBergG )  erforderlich ist. 

A 1 - 2    V er sic h er te und  nic h t v er sic h er te G ef ah r en und  Sc h ä d en

A 1 - 2 . 1   V er sic h er te G ef ah r en und  Sc h ä d en

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder Z erstö rungen von versicherten 
Sachen ( Sachschaden) .

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten oder im Falle der Versicherung für 
fremde Rechnung zusätzlich der Versicherte, der zum Z eitpunkt des Eintritts des Sachschadens die G efahr trägt, oder dessen 
Repräsentanten, weder rechtzeitig vorhergesehen haben, noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte T ätigkeit erforderlichen 
Fachwissen hätten vorhersehen kö nnen. Dabei schadet nur grobe Fahrlässigkeit, die den Versicherer berechtigt seine L eistungen 
in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

A 1 - 2 . 2   N ic h t v er sic h er te G ef ah r en und  Sc h ä d en

Der Versicherer leistet ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen keine Entschädigung für Schäden
  ( 1 )  durch Brand, Blitzschlag, Exp losion, Anprall oder Absturz eines L uftfahrzeuges, seiner T eile oder seiner L adung;

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäß en Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus 
eigener K raft auszubreiten vermag.
Blitzschlag ist der unmittelbare Ü bergang eines Blitzes auf Sachen.
Exp losion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von G asen oder Dämpfen beruhende, plö tzlich verlaufende K raftäuß e-
rung. Eine Exp losion eines Behälters ( K essel, Rohrleitung usw.)  liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang 
zerrissen wird, dass ein plö tzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und auß erhalb des Behälters stattfindet. Wird 
im I nnern eines Behälters eine Exp losion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Z erreiß en seiner Wandung 
nicht erforderlich.

  ( 2 )  durch G ewässer und/ oder durch G rundwasser, das durch G ewässer beeinflusst wird;
  ( 3 )  durch Baustoffe, die durch eine zuständige P rüfstelle beanstandet oder vorschriftswidrig noch nicht geprüft wurden;
  ( 4 )  durch K rieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand;
  ( 5 )  durch I nnere Unruhen;

I nnere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäß ig nicht unerhebliche T eile der Bevö lkerung in einer die ö ffentliche Ruhe und 
O rdnung stö renden Weise in Bewegung geraten und G ewalt gegen P ersonen oder Sachen verüben.

  ( 6 )  durch Streik, Aussperrung oder Verfügungen von hoher Hand;
Streik ist die gemeinsam planmäß ig durchgeführte, auf ein bestimmtes Z iel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnis-
mäß ig groß en Z ahl von Arbeitnehmern. 
Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Z iel gerichtete planmäß ige Ausschließ ung einer verhältnismäß ig groß en Z ahl von 
Arbeitnehmern.
Unter einer Verfügung von hoher Hand versteht man berechtigte oder auch unberechtigte M aß nahmen der Staatsgewalt.

  ( 7 )  durch K ernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen
  ( 8 )  durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder seines Repräsentanten;
  ( 9 )  durch Vorsatz des Bauherrn, sonstigen Auftraggebers oder Unternehmers, der an dem Vertrag mit dem Auftraggeber beteiligt 

ist, einschließ lich der Subunternehmer oder deren j eweiligen Repräsentanten;
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Abschnitt A

( 1 0 )  durch nicht einsatzbereite oder ausreichend redundante Anlagen zur Wasserhaltung;
Redundant sind die Anlagen, wenn sie die Funktion einer ausgefallenen Anlage ohne zeitliche Verzö gerung übernehmen 
kö nnen und über eine unabhängige Energieversorgung verfügen.

( 1 1 )  während und infolge einer Unterbrechung der Arbeiten am Versicherungsort oder einem T eil davon, wenn diese bei Eintritt 
des Versicherungsfalls bereits mehr als 6  M onate gedauert hat;

( 1 2 )  durch normale Wetter- und/ oder Witterungseinflüsse, mit denen aufgrund der ö rtlichen Verhältnisse in einem Dreimonats-
zeitraum gerechnet werden muss.
Der Dreimonatszeitraum ist der M onat des Schadeneintritts zuzüglich des Vormonats und des Folgemonats.
N ormale Wetter- bzw. Witterungseinflüsse sind solche, die einmal innerhalb von 1 0  Ja hren an dem Versicherungsort in dem 
Dreimonatszeitraum aufgetreten sind, wobei ein Spitzenwert, der für diesen Z eitraum auß ergewö hnlich ist, hierbei unberück-
sichtigt bleibt.
Eine Entschädigung wird j edoch geleistet, wenn der Schaden durch Wetter- bzw. Witterungseinflüsse infolge eines anderen 
entschädigungspflichtigen Schadens entstanden ist.

( 1 3 )  durch sämtliche Bestandteile von Schimmelpilzen oder Schwämmen.
Eine Entschädigung wird j edoch geleistet, wenn der Schaden durch Schimmelpilze oder Schwamm infolge eines anderen 
entschädigungspflichtigen Schadens entstanden ist.

( 1 4 )  durch T errorakte.
T errorakte sind j egliche Handlungen von P ersonen oder P ersonengruppen zur Erreichung politischer, religiö ser, ethnischer 
oder ideologischer Z iele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevö lkerung oder T eilen der Bevö lkerung zu ver-
breiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

A 1 - 2 . 3   N ic h t v er sic h er te Sc h ä d en

Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
( 1 )  M ängel der versicherten L ieferungen und L eistungen sowie sonstiger versicherter Sachen.

Dies gilt nicht für Schäden an anderen versicherten L ieferungen und L eistungen infolge eines M angels.
( 2 )  Abhandenkommen von versicherten Sachen.
( 3 )  Schäden an G las-, M etall- oder K unststoffoberflächen sowie an O berflächen vorgehängter Fassaden durch eine T ätigkeit an 

diesen Sachen. 
( 4 )  Undichtigkeit oder Wasserdurchlässigkeit, es sei denn

a)  die Undichtigkeit oder WasserdurchI ässigkeit ist infolge eines anderen entschädigungspflichtigen Schadens entstanden,
    oder
b)  die Schäden sind an anderen versicherten Sachen infolge von Undichtigkeit oder Wasserdurchlässigkeit entstanden;

( 5 )  Risse im Beton, die infolge von K riech-, Schwind-, T emperatur- oder sonstigen statisch bedingten Spannungen entstanden 
sind.

A 1 - 3   V er sic h er te I nter essen

A 1 - 3 . 1   Versichert ist das I nteresse des Versicherungsnehmers.

A 1 - 3 . 2   Versichert sind die I nteressen des Bauherrn oder sonstiger Auftraggeber so wie aller Unternehmer, die an dem Vertrag mit dem 
Auftraggeber beteiligt sind, einschließ lich der Subunternehmer, j eweils mit ihren L ieferungen und L eistungen.

A 1 - 3 . 3    M aß geblich für das versicherte I nteresse ist, wer zum Z eitpunkt des Eintritts des Schadens nach vertraglichen oder gesetzlichen 
Bestimmungen die G efahr für die vom Schaden betroffenen, versicherten L ieferungen oder L eistungen oder der sonstigen versi-
cherten Sachen trägt.

A 1 - 3 . 4    Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer, dem Bauherrn oder sonstigen Auftraggebern sowie allen versicherten Unternehmern 
in Z usammenhang mit einem entschädigungspflichtigen Schaden zustehen, gehen auf den Versicherer über. Sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist, gilt dies auch dann, wenn die Ansprüche sich gegen einen anderen Versicherten richten.

A 1 - 4   V er sic h er ung sor t

    Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Versicherungsort sind die im Versicherungsschein bezeich-
neten räumlichen Bereiche.

A 2 - 1   V er sic h er ung sw er t;  V er sic h er ung ssum m e;  U nter v er sic h er ung

A 2 - 1 . 1   V er sic h er ung sw er t

( 1 )  Der Versicherungswert sind die K osten der L ieferungen und L eistungen für das gesamte versicherte Bauvorhaben einschließ -
lich der Stundenlohnarbeiten, der Eigenleistungen des Bauherrn und des N euwertes der Baustoffe und Bauteile sowie hierfür 
anfallende K osten für Anlieferung und Abladen.

( 2 )  I st der Versicherungsnehmer, der Bauherr oder sonstiger Auftraggeber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatz-
steuer einzubeziehen.

( 3 )  N icht berücksichtigt werden
a)  G rundstückskosten und Erschließ ungsgebühren;
b)  K osten für den ö ffentlich-rechtlichen T eil der Erschließ ung;
c)  Baunebenkosten.

A 2 - 1 . 2   V er sic h er ung ssum m e

Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der dem Ver-
sicherungswert entsprechen soll.
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Abschnitt A

Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme für die versicherte Sache während der Dauer des Versicherungsverhält-
nisses dem j eweils gültigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn werterhö hende Ä nderungen vorgenommen 
werden.

Z u Beginn des Versicherungsschutzes wird für die versicherten L ieferungen und L eistungen eine vorläufige Versicherungssumme 
in Hö he des zu erwartenden Versicherungswertes vereinbart.

N ach Ende des Versicherungsschutzes ist die Versicherungssumme auf G rund eingetretener Veränderungen endgültig festzu-
setzen. Hierzu sind dem Versicherer auf Verlangen O riginalbelege vorzulegen.

Die endgültige Versicherungssumme hat dem Versicherungswert zu entsprechen.

A 2 - 1 . 3   U nter v er sic h er ung

Unterversicherung besteht, wenn
( 1 )  die Versicherungssumme für L ieferungen und L eistungen ohne Einverständnis des Versicherers nicht gemäß  A2 -1 .1  gebildet 

worden ist;
( 2 )  für weitere versicherte Sachen der Versicherungswert zur Z eit des Eintritts des Versicherungsfalls hö her als die Versicherungs-

summe ist.

A 2 - 2   V er sic h er te und  nic h t v er sic h er te A uf w end ung en zu r  A b w end ung  und  M ind er ung  d es Sc h ad ens

A 2 - 2 . 1   V er sic h er te A uf w end ung en

   ( 1 )  Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer unmittelbar vor und bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls den Umständen nach zur Abwendung und M inderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf 
Weisung des Versicherers macht.

   ( 2 )  Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen betragen zusammen hö chstens die Versiche-
rungssumme j e vereinbarter P osition;  dies gilt j edoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind.

   ( 3 )  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschieß en.

A 2 - 2 . 2   N ic h t v er sic h er te A uf w end ung en

    N icht versichert sind Aufwendungen für L eistungen der Feuerwehr oder anderer I nstitutionen, die im ö ffentlichen I nteresse zur 
Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese L eistungen im ö ffentlichen I nteresse erbracht werden.

A 3 - 1   U m f ang  d er  E ntsc h ä d ig ung

A 3 - 1 . 1   W ied er h er stellung skosten

   ( 1 )  Der Versicherer leistet Entschädigung in Hö he der K osten, die aufgewendet werden müssen, um einen Z ustand wiederher-
zustellen, der dem Z ustand unmittelbar vor Eintritt des Schadens technisch gleichwertig ist.

   ( 2 )  Der Z eitwert von Resten und Altteilen wird angerechnet.
   ( 3 )  Führt ein M angel zu einem entschädigungspflichtigen Schaden, leistet der Versicherer keine Entschädigung für K osten, die 

auch unabhängig von dem Versicherungsfall aufzuwenden gewesen wären.
   ( 4 )  Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

a)  Vermö gensschäden;
b)  K osten für die L okalisierung von Schadenursachen;
c)  M ehrkosten durch Ä nderung der Bauweise, durch Verbesserungen gegenüber dem Z ustand unmittelbar vor Eintritt des 

Schadens, durch behelfsmäß ige M aß nahmen oder durch Eil-, Exp ress- oder L uftfrachten.

A 3 - 1 . 2   K osten d er  W ied er h er stellung ,  d ie zu  L asten eines v er sic h er ten U nter neh m er s g eh en

   ( 1 )   Bei Schäden, die zu L asten eines versicherten Unternehmers gehen, der die N eubauleistung ausgeführt hat, leistet der Ver-
sicherer für die K osten für Wiederherstellung in eigener Regie des Unternehmers Entschädigung ohne Z uschläge für
a)  Wagnis und G ewinn;
b)  nicht schadenbedingte Baustellengemeinkosten;
c)  allgemeine G eschäftskosten.
Dies gilt auch für Eigenleistungen des Bauherrn.

   ( 2 )   Wird nach dem L eistungsverzeichnis abgerechnet, so werden 9 0  P rozent der P reise ersetzt, die in dem Bauvertrag vereinbart 
oder auf gleicher G rundlage ermittelt worden sind.
Durch diesen P rozentsatz ist der Ausschluss von Z uschlägen gemäß  N r. ( 1 )  berücksichtigt.

   ( 3 )   Unabhängig von den P reisen des Bauvertrags kann über die Wiederherstellungskosten nur mit Z ustimmung des Versicherers 
abgerechnet werden, die j edoch erteilt werden muss, wenn der versicherte Unternehmer sie aus wichtigem G rund verlangt.

   ( 4 )   Soweit über Stundenlohnarbeiten unabhängig von den P reisen des Bauvertrags abgerechnet werden kann, sind zu ersetzen
a)  die für die Baustelle geltenden tariflichen Stundenlö hne für Bau- , M ontage- und Werkstattarbeiten zuzüglich tariflicher 

Z ulagen;
    b)  tarifliche Z uschläge für Ü berstunden, Sonntags-, Feiertags- und N achtarbeiten, soweit solche Z uschläge als T eil der L iefe-

rungen und L eistungen in der Versicherungssumme enthalten sind;
    c)  Z uschläge auf die Beträge gemäß  N r. ( 4 )  a) , und zwar in Hö he von 1 0 0  P rozent;
    d)  notwendige und schadenbedingte L ohnnebenkosten, soweit sie in der Versicherungssumme enthalten sind;
    e)  übertarifliche L ohnanteile und Z ulagen, soweit solche K osten als T eil der L ieferungen und L eistungen in der Versicherungs-

summe enthalten sind;
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    f)   Z uschläge auf die Beträge gemäß  N r. ( 4 )  d)  und N r. ( 4 )  e) , auf Beträge gemäß  N r. ( 4 )  d)  j edoch nur, soweit sie lohnsteuer-
pflichtig sind;  der Z uschlag beträgt 6 5  P rozent.

   ( 5 )   Soweit ein versicherter Unternehmer über das Vorhalten eigener Baugeräte für die Z eit ihres Einsatzes zwecks Beseitigung 
des Schadens unabhängig von den P reisen des Bauvertrags abrechnen kann, sind zu ersetzen

    a)   1 5 0  P rozent der mittleren Abschreibungs- und Verzinsungssätze gemäß  der durch den Hauptverband der Deutschen Bauin-
dustrie herausgegebenen „ Baugeräteliste”  in ihrer j eweils neuesten Fassung;

    b) entstandene K osten für Betriebs- und Schmierstoffe.
    Damit sind die K osten für Abschreibung und Verzinsung sowie für Reparaturen der Baugeräte abgegolten.
   ( 6 )   Soweit über T ransporte unabhängig von den P reisen des Bauvertrags abgerechnet werden kann, sind die angemessenen 

ortsüblichen K osten zu ersetzen.
   ( 7 ) Für Stundenlohnarbeiten sind prüfungsfähige Unterlagen vorzulegen. Aus diesen Unterlagen müssen sich ergeben:
    a) Art, Z weck und Dauer j eder Arbeitsleistung;
    b) die Hö he der tariflichen Stundenlohnsätze;
    c) Art und Hö he etwaiger L ohnzulagen nach N r. ( 4 )  a)  und L ohnnebenkosten nach N r. ( 4 )  d) ;
    d)   die Hö he der übertariflichen L ö hne und Z ulagen sowie der Z uschläge für Ü berstunden, Sonntags-, Feiertags- und N acht-

arbeit, soweit sie nach N r. ( 4 )  b)  und N r. ( 4 )  e)  entschädigungspflichtig sind.
   ( 8 ) Durch die Z uschläge nach N r. ( 4 )  c)  sind abgegolten:
    a)   lohnabhängige K osten, insbesondere für tarifliche und gesetzliche soziale Aufwendungen, sowie vermö genswirksame 

Arbeitgeberzulagen;
    b)   K osten für L ö hne und G ehälter aller P ersonen, die an der Wiederherstellung und Aufräumung nur mittelbar beteiligt sind;  

die Arbeiten von M eistern und P olieren werden wie Stundenlohnarbeiten gemäß  N r. ( 4 )  a)  berücksichtigt;
    c)   K osten für die Befö rderung von P ersonen zur Baustelle und zurück, soweit sie nicht L ohnnebenkosten gemäß  N r. ( 4 )  d)  

sind;
    d) alle sonstigen schadenbedingten G emeinkosten;  
    e) K osten infolge betrieblicher Stö rungen;
    f) K osten für Bauplatzanlagen, ferner für N ebenfrachten und für N ebenstoffe in geringen M engen;
    g) K osten für das Vorhalten von Handwerkzeugen, K leingeräten und G erüsten mit einer Standhö he bis zu 2  m;
    h)   K osten für Einrichtung und Betrieb der Werkstatt ( einschließ lich G ehaltskosten)  sowie für das Vorhalten der Werkstatt-

einrichtung;
    i) Aufwendungen für Verbrauchsstoffe in der Werkstatt.

A 3 - 1 . 3   W ied er h er stellung skosten d ur c h  L ief er ung en und  L eistung en D r itter

   ( 1 )   L ieferungen und L eistungen Dritter kann der versicherte Unternehmer für M aterial und in Ausnahmefällen mit Z ustimmung des 
Versicherers auch sonst in Anspruch nehmen.

   ( 2 )   Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer Entschädigung für den Rechnungsbetrag in den vereinbarten G renzen 
sowie auß erdem pauschal für schadenbedingte G eschäftskosten des versicherten Unternehmers, und zwar bei einem Rech-
nungsbetrag

    a) bis zu 2 .5 0 0  EUR in Hö he von 5  P rozent dieses Betrages;
    b) von mehr als 2 .5 0 0  EUR in Hö he von 5  P rozent aus 2 .5 0 0  EUR zuzüglich 3  P rozent des M ehrbetrages.  

A 3 - 1 . 4   K osten d er  W ied er h er stellung ,  d ie nic h t zu  L asten eines v er sic h er ten U nter neh m er s g eh en

    Bei Schäden, die nicht zu L asten eines versicherten Unternehmers gehen, der die Bauleistung ausgeführt hat, gelten als entschä-
digungspflichtige Wiederherstellungskosten nur Aufwendungen für L ieferungen und L eistungen Dritter, und zwar in dem Umfang, 
in dem die Rechnungsbeträge schadenbedingt und der Hö he nach angemessen sind. Angemessen sind in der Regel die Sätze 
des L eistungsverzeichnisses.

A 3 - 1 . 5  U m satzs teuer

    I st der Auftraggeber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer nur dann in die Entschädigung einzubeziehen, 
sofern diese nach geltenden G esetzen tatsächlich anfällt.

A 3 - 1 . 6  G r enze  d er  E ntsc h ä d ig ung

   Die G renze der Entschädigung j e Versicherungsfall ist j ede der vereinbarten Versicherungssummen.

A 3 - 1 . 7  E ntsc h ä d ig ung sb er ec h nung  b ei U nter v er sic h er ung

    Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der T eil des nach A3 -1 .1  bis A3 -1 .6  ermittelten Betrags ersetzt, der sich zu dem ganzen 
Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert.

   Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

A 3 - 1 . 8   E ntsc h ä d ig ung sb er ec h nung  b ei g r ob er  F ah r lä ssig keit

    Haben der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten oder im Falle der Versicherung für fremde Rechnung zusätzlich der 
Versicherte, der zum Z eitpunkt des Eintritts des Sachschadens die G efahr trägt, oder dessen Repräsentanten, den Schaden grob 
fahrlässig herbeigeführt, wird die Entschädigung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis gekürzt.

A 3 - 1 . 9   Selb stb eteilig ung

   Der nach A3 -1 .1  bis A3 -1 .8  ermittelte Betrag wird j e Versicherungsfall um die vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt.

   Entstehen mehrere Schäden, so wird die Selbstbeteiligung j eweils einzeln abgezogen.
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Abschnitt A

A 3 - 2   Z ah lung  und  V er zi nsung  d er  E ntsc h ä d ig ung

A 3 - 2 . 1   F ä llig keit d er  E ntsc h ä d ig ung

    Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum G runde und zur Hö he des Anspruchs abge-
schlossen sind.

    Der Versicherungsnehmer kann einen M onat nach M eldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der 
nach L age der Sache mindestens zu zahlen ist.

A 3 - 2 . 2   V er zi nsung

   Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Z inspflicht besteht:
   ( 1 )   die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines M onats nach M eldung des Schadens geleistet wird – ab Fälligkeit zu 

verzinsen;
   ( 2 ) der Z inssatz beträgt 4  P rozent p. a.;
   ( 3 ) die Z insen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

A 3 - 2 . 3   H em m ung

    Bei der Berechnung der Fristen gemäß  A3 -2 .1  und A3 -2 .2  ist der Z eitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens 
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

A 3 - 2 . 4   A uf sc h ieb ung  d er  Z ah lung

   Der Versicherer kann die Z ahlung aufschieben, solange
   ( 1 ) Z weifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
   ( 2 )   ein behö rdliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass 

dieses Versicherungsfalles noch läuft.

A 3 - 2 . 5   A b tr etung  d es E ntsc h ä d ig ung sansp r uc h es

    Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Z ustimmung des Versicherers abgetreten werden. Die Z ustimmung muss 
erteilt werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem G rund verlangt.

A 3 - 3   K eine L eistung sp f lic h t aus b esond er en G r ü nd en

    Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über T atsachen, 
die für den G rund oder die Hö he der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.

    I st die T äuschung oder der T äuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betrugs 
oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1  als bewiesen.

A 3 - 4   Ü b er g ang  v on E r satza nsp r ü c h en

A 3 - 4 . 1   Ü b er g ang  v on E r satza nsp r ü c h en

    Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.

   Der Ü bergang kann nicht zum N achteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.

    Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine P erson, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
G emeinschaft lebt, kann der Ü bergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese P erson hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

A 3 - 4 . 2   O b lieg enh eiten zu r  Sic h er ung  v on E r satza nsp r ü c h en

    Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung 
der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Ü bergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

    Verletzt der Versicherungsnehmer diese O bliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur L eistung insoweit nicht verpflichtet, als er 
infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. I m Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der O bliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine L eistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen;  die Beweislast für das N ichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

A 4 - 1   Sac h v er stä nd ig env er f ah r en

A 4 - 1 . 1   F eststellung  d er  Sc h ad enh ö h e

    Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass der Schaden in einem Sachverständigen-
verfahren festgestellt wird.

   Ein solches Sachverständigenverfahren kö nnen Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.
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Abschnitt A

A 4 - 1 . 2   W eiter e F eststellung en

   Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

A 4 - 1 . 3   V er f ah r en v or  F eststellung

   Für das Sachverständigenverfahren gilt:
   ( 1 )   Je de P artei hat in T ext form einen Sachverständigen zu benennen. Eine P artei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann 

die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in T ext form auffordern, den zweiten Sachverständigen zu 
benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Z ugang der Aufforderung benannt, so 
kann ihn die auffordernde P artei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. I n der Aufforderung 
durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

   ( 2 )   Der Versicherer darf als Sachverständigen keine P erson benennen, die M itbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit 
ihm in dauernder G eschäftsverbindung steht, ferner keine P erson, die bei M itbewerbern oder G eschäftspartnern angestellt ist 
oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

   ( 3 )   Beide Sachverständige benennen in T ext form vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als O bmann. Die 
Regelung unter ( 2 )  gilt entsprechend für die Benennung eines O bmanns durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der O bmann auf Antrag einer P artei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

A 4 - 1 . 4   F eststellung

   Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
   ( 1 )   die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Z eitpunkt, von dem an der Sachschaden für den Versicherungsnehmer 

nach den anerkannten Regeln der T echnik frühestens erkennbar war;
   ( 2 ) den Umfang der Beschädigung und der Z erstö rung, insbesondere
    a)   ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstö rten und beschädigten versicherten Sachen mit deren Werten unmit-

telbar vor dem Schaden sowie deren N euwerten zur Z eit des Schadens;
    b) die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den Z ustand vor Schadeneintritt erforderlichen K osten;
    c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
   ( 3 ) die nach dem Versicherungsschein versicherten K osten.

A 4 - 1 . 5   V er f ah r en nac h  F eststellung

    Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden P arteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverstän-
digen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem O bmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen 
P unkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen G renzen und übermittelt seine Entscheidung 
beiden P arteien gleichzeitig.

    Die Feststellungen der Sachverständigen oder des O bmanns sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen 
wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet 
der Versicherer die Entschädigung.

    I m Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverstän-
digen die Feststellung nicht treffen kö nnen oder wollen oder sie verzö gern. 

A 4 - 1 . 6   K osten

    Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt j ede P artei die K osten ihres Sachverständigen. Die K osten des O bmanns tragen 
beide P arteien j e zur Hälfte.

A 4 - 1 . 7   O b lieg enh eiten

   Durch das Sachverständigenverfahren werden die O bliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 
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Abschnitt B

A llg em einer  T eil:

B 1 - 1   B eg inn d es V er sic h er ung ssc h utze s

    Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Z eitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelungen 
über die Folgen verspäteter Z ahlung oder N ichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags.

B 1 - 2 E nd e d es V er sic h er ung ssc h utze s

   Der Versicherungsschutz endet:
   ( 1 ) I m Hochbau
    a) mit der Bezugsfertigkeit oder
    b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung
     oder
    c) mit dem T age der behö rdlichen G ebrauchsabnahme.
   ( 2 ) I m T ief- und I ngenieurbau
    a) mit der Betriebsfertigkeit.
     Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie zur betrieblichen N utzung bereit ist oder sich in Betrieb befindet oder
    b)   mit dem Z eitpunkt, in dem sie vom Bauherren abgenommen werden oder gemäß  Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-

leistungen ( VO B)  T eil B, in der bei Abschluss des Bauvertrags aktuellen Fassung, als abgenommen gelten.
   M aß gebend ist der früheste dieser Z eitpunkte. Für Restarbeiten besteht weiterhin Versicherungsschutz.
    L iegen vorstehende Voraussetzungen nur für eines von mehreren Bauwerken oder für einen T eil eines Bauwerks vor, so endet 

der Versicherungsschutz für dieses von mehreren Bauwerken oder für diesen T eil eines Bauwerks.
    Der Versicherungsschutz endet spätestens zu dem im Versicherungsschein angegebenen Z eitpunkt. Vor Ende des Versicherungs-

schutzes kann der Versicherungsnehmer die Verlängerung des Versicherungsschutzes beantragen.

B 1 - 3   B eitr ag sza h lung  und  - b er ec h nung

B 1 - 3 . 1   B eitr ag sza h lung

    Je  nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus gezahlt, entweder durch laufende Z ahlungen viertelj ährlich, halbj ährlich, 
j ährlich oder als Einmalbeitrag.

B 1 - 3 . 2   B eitr ag sb er ec h nung

    Der Beitrag wird zunächst aus den vorläufigen und nach Ende des Versicherungsschutzes aus den endgültigen Versicherungs-
summen berechnet. Ein Differenzbetrag ist nachzuentrichten oder zurück zu gewähren. 

B 1 - 4   F ä llig keit d es E r st-  od er  E inm alb eitr ag s,  F olg en v er sp ä teter  Z ah lung  od er  N ic h tza h lung

B 1 - 4 . 1   F ä llig keit d es E r st-  od er  E inm alb eitr ag s

    Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Z eitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.

    L iegt der vereinbarte Z eitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich 
nach Vertragsschluss zu zahlen.

    Z ahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1  oder 2  bestimmten Z eitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Z ahlung veranlasst ist.

    Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder 
einmalige Beitrag frühestens einen M onat nach Z ugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

B 1 - 4 . 2   R ü c ktr ittsr ec h t d es V er sic h er er s b ei Z ah lung sv er zu g

    Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 -4 .1  gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange der Versicherungsnehmer die Z ahlung nicht veranlasst hat.

   Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die N ichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B 1 - 4 . 3   L eistung sf r eih eit d es V er sic h er er s

    Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 -4 .1  zahlt, so ist der Versicherer für 
einen vor Z ahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur L eistung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte M itteilung in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der N ichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

   Die L eistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die N ichtzahlung zu vertreten hat.
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B 1 - 5   F olg eb eitr ag

B 1 - 5 . 1   F ä llig keit

    Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Z ahlungsweise j eweils zu Viertelj ahres-, Halbj ahres- oder Ja hresbeginn oder 
zu einem anderen vereinbarten Z eitpunkt fällig.

   Die Z ahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird.

B 1 - 5 . 2   V er zu g  und  Sc h ad ener satz

    Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne M ahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn er 
die verspätete Z ahlung zu vertreten hat.

    I st der Versicherungsnehmer mit der Z ahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

B 1 - 5 . 3   M ah nung

    Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen K osten in T ext form 
( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  zur Z ahlung auffordern und eine Z ahlungsfrist bestimmen ( M ahnung) .

   Die Z ahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Z ugang der Z ahlungsaufforderung betragen.

    Die M ahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer j e Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der Z insen und 
K osten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen ( L eistungsfreiheit und K ündigungsrecht)  hinweist.

B 1 - 5 . 4   L eistung sf r eih eit nac h  M ah nung

    T ritt nach Ablauf der in der M ahnung gesetzten Z ahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalls mit der Z ahlung des Beitrags oder der Z insen oder K osten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur L eistung frei.

B 1 - 5 . 5   K ü nd ig ung  nac h  M ah nung

    I st der Versicherungsnehmer mit der Z ahlung der geschuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in der 
M ahnung gesetzten Z ahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer K ündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen.

    Die K ündigung kann mit der Bestimmung der Z ahlungsfrist verbunden werden. M it Fristablauf wird die K ündigung wirksam, wenn 
der Versicherungsnehmer zu diesem Z eitpunkt mit der Z ahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der K ündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

B 1 - 5 . 6   Z ah lung  d es B eitr ag s nac h  K ü nd ig ung

    Die K ündigung wird unwirksam, wenn die Z ahlung innerhalb eines M onats nach der K ündigung veranlasst wird. Wenn die K ündi-
gung mit der Z ahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Z ahlung innerhalb eines M onats nach Fristablauf 
veranlasst wird.

   Die L eistungsfreiheit des Versicherers nach B1 -4 .3  bleibt bis zur Z ahlung bestehen.

B 1 - 6   L astsc h r if tv er f ah r en

B 1 - 6 . 1   P f lic h ten d es V er sic h er ung sneh m er s

    I st zur Einziehung des Beitrags das L astschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Z eitpunkt der 
Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des K ontos zu sorgen.

    K onnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die 
Z ahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  abgegebenen 
Z ahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

B 1 - 6 . 2   F eh lg esc h lag ener  L astsc h r if teinzu g

    Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht ein-
gezogen werden kö nnen, ist der Versicherer berechtigt, das SEP A-L astschriftmandat in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  
zu kündigen.

    Der Versicherer hat in der K ündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden 
Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.

    Von K reditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen L astschrifteinzug kö nnen dem Versicherungsnehmer in 
Rechnung gestellt werden.
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B 1 - 7   B eitr ag  b ei v or ze itig er  V er tr ag sb eend ig ung

B 1 - 7 . 1   A llg em einer  G r und satz

    Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derj enige T eil des Beitrags zu, der dem Z eitraum entspricht, in 
dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

B 1 - 7 . 2   B eitr ag  od er  G esc h ä f tsg eb ü h r  b ei W id er r uf ,  R ü c ktr itt,  A nf ec h tung  und  f eh lend em  v er sic h er ten I nter esse

B 1 - 7 . 2 . 1   Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 1 4  T agen, hat der Versicherer nur den auf die Z eit nach 
Z ugang der Widerrufserklärung entfallenden T eil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versi-
cherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

B 1 - 7 . 2 . 2   T ritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm der 
Beitrag bis zum Z ugang der Rücktrittserklärung zu.

B 1 - 7 . 2 . 3   Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger T äuschung beendet, so steht dem Ver-
sicherer der Beitrag bis zum Z ugang der Anfechtungserklärung zu.

B 1 - 7 . 2 . 4   Fällt das versicherte I nteresse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versicherer der 
Beitrag zu, den er hätte beanspruchen kö nnen, wenn die Versicherung nur bis zu dem Z eitpunkt beantragt worden wäre, zu dem 
der Versicherer vom Wegfall des I nteresses K enntnis erlangt hat.

B 1 - 7 . 2 . 5   Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Z ahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte I nteresse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das I nteresse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künf-
tiges I nteresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann j edoch eine angemessene G eschäftsgebühr verlangen.

B 2 - 1   D auer  und  E nd e d es V er tr ag s

B 2 - 1 . 1   V er tr ag sd auer

    Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Z eitraum abgeschlossen. Der Vertrag endet mit dem Ende des Ver-
sicherungsschutzes, spätestens j edoch mit dem im Versicherungsschein angegebenen Z eitpunkt.

B 2 - 2    K ü nd ig ung  nac h  V er sic h er ung sf all 

B 2 - 2 . 1  K ü nd ig ung sr ec h t

    N ach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann j ede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die K ündigung ist 
in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  zu erklären. Die K ündigung ist nur bis zum Ablauf eines M onats seit dem Abschluss 
der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

B 2 - 2 . 2  K ü nd ig ung  d ur c h  V er sic h er ung sneh m er

    K ündigt der Versicherungsnehmer, wird seine K ündigung mit ihrem Z ugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer 
kann j edoch bestimmen, dass die K ündigung zu einem späteren Z eitpunkt, spätestens j edoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird.

B 2 - 2 . 3   K ü nd ig ung  d ur c h  V er sic h er er

   Eine K ündigung des Versicherers wird einen M onat nach ihrem Z ugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

B 3 - 1    A nze ig ep f lic h ten d es V er sic h er ung sneh m er s od er  seines V er tr eter s b is zu m  V er tr ag ssc h luss

B 3 - 1 . 1  V ollstä nd ig keit und  R ic h tig keit v on A ng ab en ü b er  g ef ah r er h eb lic h e U m stä nd e

    Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten G efahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  gefragt hat und die für den Entschluss des 
Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten I nhalt zu schließ en. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1  
in T ext form stellt.

    Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1  und 
B3 -1 .2  sowohl die K enntnis und die Arglist des Vertreters als auch die K enntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu 
berücksichtigen.

    Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur L ast fällt.
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B 3 - 1 . 2  R ec h tsf olg en d er  V er letzu ng  d er  A nze ig ep f lic h t 

B 3 - 1 . 2 . 1 R ü c ktr itt und  W eg f all d es V er sic h er ung ssc h utze s

    Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3 -1 .1  Absatz 1 , kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. I m 
Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.

    Der Versicherer hat j edoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvoll-
ständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

    Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei K enntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen geschlossen hätte.

    T ritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang der L eistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

B 3 - 1 . 2 . 2 K ü nd ig ung

    Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3 -1 .1  Absatz 1  leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer 
den Vertrag kündigen.

    Das K ündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
K enntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte.

B 3 - 1 . 2 . 3 V er tr ag sä nd er ung

    Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3 -1 .1  Absatz 1  nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
K enntnis der nicht angezeigten G efahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschul-
deten P flichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

    Erhö ht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 1 0  P rozent oder schließ t der Versicherer die G efahrabsiche-
rung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines M onats nach Z ugang 
der M itteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. I n dieser M itteilung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dessen K ündigungsrecht hinzuweisen.

B 3 - 1 . 3   F r ist und  F or m  f ü r  d ie A usü b ung  d er  R ec h te d es V er sic h er er s

    Die Rechte zum Rücktritt, zur K ündigung oder zur Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines M onats schriftlich 
geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Z ur Begründung kann er nachträglich 
weitere Umstände innerhalb eines M onats nach deren K enntniserlangung angeben. Die M onatsfrist beginnt mit dem Z eitpunkt, zu 
dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände K enntnis erlangt, die das von ihm j eweils geltend 
gemachte Recht begründen.

B 3 - 1 . 4   H inw eisp f lic h t d es V er sic h er er s

    Die Rechte zum Rücktritt, zur K ündigung oder zur Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte M itteilung in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
hingewiesen hat.

B 3 - 1 . 5   A ussc h luss v on R ec h ten d es V er sic h er er s

    Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur K ündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten G efahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

B 3 - 1 . 6   A nf ec h tung

   Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger T äuschung anzufechten, bleibt bestehen.

B 3 - 1 . 7   E r lö sc h en d er  R ec h te d es V er sic h er er s

    Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur K ündigung und zur Vertragsänderung erlö schen mit Ablauf von fünf Ja hren nach 
Vertragsschluss. Diese Rechte erlö schen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Ja hre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

B 3 - 2   G ef ah r er h ö h ung

B 3 - 2 . 1   B eg r if f  d er  G ef ah r er h ö h ung

B 3 - 2 . 1 . 1   Eine G efahrerhö hung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen 
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrö ß erung des Schadens oder die unge-
rechtfertigte I nanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.
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B 3 - 2 . 1 . 2   Eine G efahrerhö hung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach 
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

B 3 - 2 . 1 . 3   Eine G efahrerhö hung nach B3 -2 .1 .1  liegt nicht vor, wenn sich die G efahr nur unerheblich erhö ht hat oder nach den Umständen 
als mitversichert gelten soll.

B 3 - 2 . 2    P f lic h ten d es V er sic h er ung sneh m er s

B 3 - 2 . 2 . 1   N ach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Z ustimmung des Versicherers keine G efah-
rerhö hung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

B 3 - 2 . 2 . 2    Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Z ustimmung des Versicherers eine G efahrerhö hung vor-
genommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

B 3 - 2 . 2 . 3    Eine G efahrerhö hung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr K enntnis erlangt hat.

B 3 - 2 . 3  K ü nd ig ung  od er  V er tr ag sä nd er ung  d ur c h  d en V er sic h er er

B 3 - 2 . 3 . 1  K ü nd ig ung sr ec h t

    Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B3 -2 .2 .1 , kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das N ichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

     Beruht die Verletzung auf leichter Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem M onat kündigen.

    Wird dem Versicherer eine G efahrerhö hung in den Fällen nach B3 -2 .2 .2  und B3 -2 .2 .3  bekannt, kann er den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem M onat kündigen. 

B 3 - 2 . 3 . 2  V er tr ag sä nd er ung

    Statt der K ündigung kann der Versicherer ab dem Z eitpunkt der G efahrerhö hung einen seinen G eschäftsgrundsätzen entspre-
chenden erhö hten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhö hten G efahr ausschließ en.

    Erhö ht sich der Beitrag als Folge der G efahrerhö hung um mehr als 1 0  P rozent oder schließ t der Versicherer die Absicherung der 
erhö hten G efahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines M onats nach Z ugang der M itteilung des Ver-
sicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. I n der M itteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses K ündi-
gungsrecht hinzuweisen.

B 3 - 2 . 4  E r lö sc h en d er  R ec h te d es V er sic h er er s

    Die Rechte des Versicherers zur K ündigung oder Vertragsanpassung nach B3 -2 .3  erlö schen, wenn diese nicht innerhalb eines 
M onats ab K enntnis des Versicherers von der G efahrerhö hung ausgeübt werden oder wenn der Z ustand wiederhergestellt ist, der 
vor der G efahrerhö hung bestanden hat.

B 3 - 2 . 5  L eistung sf r eih eit w eg en G ef ah r er h ö h ung

B 3 - 2 . 5 . 1   T ritt nach einer G efahrerhö hung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur L eistung verpflichtet, wenn der Ver-
sicherungsnehmer seine P flichten nach B3 -2 .2 .1  vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese P flichten grob 
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine L eistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das N ichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

B 3 - 2 . 5 . 2   N ach einer G efahrerhö hung nach B3 -2 .2 .2  und B3 -2 .2 .3  ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen 
M onat nach dem Z eitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine P flicht grob fahrlässig ver-
letzt, so gilt B3 -2 .5 .1  Satz 2  und 3  entsprechend. Die L eistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die G efahrerhö -
hung zu dem Z eitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

B 3 - 2 . 5 . 3   Die L eistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die G efahrerhö hung nicht 
ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der L eistungspflicht war oder

   a)   wenn zur Z eit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die K ündigung des Versicherers abgelaufen und eine K ündigung 
nicht erfolgt war oder

   b)   wenn der Versicherer statt der K ündigung ab dem Z eitpunkt der G efahrerhö hung einen seinen G eschäftsgrundsätzen entspre-
chend erhö hten Beitrag verlangt.

B 3 - 3   O b lieg enh eiten d es V er sic h er ung sneh m er s

B 3 - 3 . 1   O b lieg enh eiten v or  E intr itt d es V er sic h er ung sf alls

   ( 1 )   Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls die notwendigen I nformationen über die Eigenschaften oder 
Veränderungen des Baugrunds und die G rundwasserverhältnisse einzuholen und zu beachten, insbesondere:

    a)   Sofern Schäden durch aggressives G rundwasser mö glich sind, sind rechtzeitig eine Erst- und, falls erforderlich, eine K on-
trollanalyse  durchzuführen und deren Ergebnis zu beachten;
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    b)   sofern die G efahr des Aufschwimmens besteht, sind die L ieferungen und L eistungen durch ausreichende und funktionsfä-
hige Flutungsmö glichkeiten oder Ballast zu sichern;

    c)   in Bergbaugebieten sind die Baupläne vor Baubeginn dem Bergbau-Berechtigten und der zuständigen Bergbehö rde vorzu-
legen. Auflagen dieser Behö rde sind zu entsprechen.

   ( 2 )   eine gänzliche Unterbrechung der Arbeiten auf dem Baugrundstück oder eines T eils davon dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen;

   ( 3 ) alle sonstigen vertraglich vereinbarten O bliegenheiten einzuhalten;
   ( 4 )   Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grobfahrlässig eine O bliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls 

gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines M onats, nachdem er von der Verletzung 
K enntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

     Das K ündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die O bliegenheit 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.

B 3 - 3 . 2   O b lieg enh eiten b ei und  nac h  E intr itt d es V er sic h er ung sf alls

   Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls folgende O bliegenheiten zu erfüllen:

    Er hat nach M ö glichkeit für die Abwendung und M inderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer Wei-
sungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzu-
holen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäß em Ermessen zu handeln.

   Der Versicherungsnehmer hat:
   ( 1 )   dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm K enntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefo-

nisch – anzuzeigen;
   ( 2 ) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der P olizei anzuzeigen;
   ( 3 ) dem Versicherer und der P olizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;
   ( 4 )   das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer 

freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren ( z. B. 
durch Fotos)  und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;

   ( 5 )   soweit mö glich dem Versicherer unverzüglich j ede Auskunft zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des 
Umfangs der L eistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie j ede Untersuchung über Ursache und Hö he des Scha-
dens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;

   ( 6 ) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

    Steht das Recht auf die vertragliche L eistung des Versicherers einem anderen als dem Versicherungsnehmer zu, so hat dieser die 
O bliegenheiten nach B3 -3 .2  ( 1 )  und B3 -3 .2  ( 2 )  ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen 
Umständen mö glich ist.

B 3 - 3 . 3   L eistung sf r eih eit b ei O b lieg enh eitsv er letzu ng

B 3 - 3 . 3 . 1   Verletzt der Versicherungsnehmer eine O bliegenheit nach B3 -3 .1  oder B3 -3 .2  vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur L eistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der O bliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine L eistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

B 3 - 3 . 3 . 2   Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, 
ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte M ittei-
lung in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

B 3 - 3 . 3 . 3   Der Versicherer bleibt zur L eistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die O bliegenheit nicht grob 
fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der O bliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden L eistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die O bliegenheit arglistig verletzt hat.

B 4 - 1    M eh r er e V er sic h er er ,  M eh r f ac h v er sic h er ung  A nze ig ep f lic h t

B 4 - 1 . 1    Wer bei mehreren Versicherern ein I nteresse gegen dieselbe G efahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Ver-
sicherung unverzüglich mitzuteilen. I n der M itteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. Falls 
keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist stattdessen der Versicherungsumfang anzugeben.

B 4 - 1 . 2    R ec h tsf olg en d er  V er letzu ng  d er  A nze ig ep f lic h t

    Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B4 -1 .1  vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in 
B3 -3  beschriebenen Voraussetzungen zur K ündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. L eistungsfreiheit tritt 
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls K enntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

B 4 - 1 . 3  H af tung  und  E ntsc h ä d ig ung  b ei M eh r f ac h v er sic h er ung

B 4 - 1 . 3 . 1    I st bei mehreren Versicherern ein I nteresse gegen dieselbe G efahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen G ründen die Summe der Entschädigungen, die von j edem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den G esamtschaden, liegt eine M ehrfachversicherung vor. 

B 4 - 1 . 3 . 2    Die Versicherer sind in der Weise als G esamtschuldner verpflichtet, dass j eder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Z ahlung 
ihm nach seinem Vertrage obliegt;  der Versicherungsnehmer kann aber im G anzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstan-
denen Schadens verlangen. Satz 1  gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.
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B 4 - 1 . 3 . 3    Hat der Versicherungsnehmer eine M ehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö -
gensvorteil zu verschaffen, ist j eder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

B 4 - 1 . 4    B eseitig ung  d er  M eh r f ac h v er sic h er ung

B 4 - 1 . 4 . 1    Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die M ehrfachversicherung entstanden ist, ohne K enntnis von dem Ent-
stehen der M ehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäß iger M inderung des Beitrags auf den T eilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere 
Versicherung nicht gedeckt ist.

B 4 - 1 . 4 . 2    Die Regelungen nach B4 -1 .4 .1  sind auch anzuwenden, wenn die M ehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach 
Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist.

B 4 - 2    V er sic h er ung  f ü r  f r em d e R ec h nung  

B 4 - 2 . 1  R ec h te aus d em  V er tr ag

    Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen N amen für das I nteresse eines Dritten ( Versicherten)  
schließ en. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten 
zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

B 4 - 2 . 2  Z ah lung  d er  E ntsc h ä d ig ung

    Der Versicherer kann vor Z ahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den N achweis verlangen, dass der Ver-
sicherte seine Z ustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Z ahlung der Entschädigung nur mit Z ustimmung des Ver-
sicherungsnehmers verlangen.

B 4 - 2 . 3  K enntnis und  V er h alten

   ( 1 )   Soweit die K enntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung 
für fremde Rechnung auch die K enntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.

     Soweit der Vertrag I nteressen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer 
für sein I nteresse das Verhalten und die K enntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant 
des Versicherungsnehmers ist.

   ( 2 )   Auf die K enntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm 
eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht mö glich oder nicht zumutbar war. 

   ( 3 )   Auf die K enntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Ver-
sicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

B 4 - 3    E r klä r ung en und  A nze ig en,  A nsc h r if tenä nd er ung

B 4 - 3 . 1  F or m ,  zu stä nd ig e Stelle

    Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar gegen-
über dem Versicherer erfolgen, sind in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich 
Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

    Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen 
N achträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Z ugang von Erklärungen 
und Anzeigen bleiben bestehen.

B 4 - 3 . 2  N ic h tanze ig e einer  A nsc h r if ten-  od er  N am ensä nd er ung

    Hat der Versicherungsnehmer eine Ä nderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei T age nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt entsprechend 
für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten N amensänderung des Versicherungsnehmers.

B 4 - 3 . 3   N ic h tanze ig e d er  V er leg ung  d er  g ew er b lic h en N ied er lassung

    Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines G ewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer Verle-
gung der gewerblichen N iederlassung B4 -3 .2  entsprechend Anwendung.

B 4 - 4   V ollm ac h t d es V er sic h er ung sv er tr eter s 

B 4 - 4 . 1  E r klä r ung en d es V er sic h er ung sneh m er s

    Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen 
betreffend

   ( 1 ) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags;
   ( 2 ) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ lich dessen Beendigung;
   ( 3 ) Anzeige- und I nformationspflichten vor Abschluss des Vertrags und während des Versicherungsverhältnisses.

22



1 6

Abschnitt B

B 4 - 4 . 2  E r klä r ung en d es V er sic h er er s

    Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren N achträge 
dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

B 4 - 4 . 3  Z ah lung en an d en V er sic h er ung sv er tr eter

    Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Z ahlungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Z usammenhang mit 
der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der 
Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Z ahlung kannte oder in 
Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

B 4 - 5    V er j ä h r ung

    Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verj ähren in drei Ja hren. Die Verj ährung beginnt mit dem Schluss des Ja hres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der G läubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der P erson des Schuldners 
K enntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der K enntnis gleich.

    I st ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Z eit-
raum zwischen Anmeldung und Z ugang der in T ext form ( z. B. E-M ail, T elefax oder Brief)  mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit.

   I m Ü brigen richtet sich die Verj ährung nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen G esetzbuchs.

B 4 - 6    Ö r tlic h  zu stä nd ig es G er ic h t

B 4 - 6 . 1  K lag en g eg en d en V er sic h er er  od er  V er sic h er ung sv er m ittler

    Für K lagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt sich die gerichtliche 
Z uständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen N iederlassung.

    Ferner ist auch das G ericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Z eit der K lageerhebung seinen Sitz, den 
Sitz seiner N iederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewö hnlichen Aufenthalt hat.

    Verlegt j edoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner N iederlassung, seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen gewö hnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die G erichte des Staates zuständig, in dem der 
Versicherer seinen Sitz hat.

B 4 - 6 . 2  K lag en g eg en V er sic h er ung sneh m er

    Für K lagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Z uständigkeit nach 
dem Sitz, dem Sitz der N iederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers;  fehlt ein solcher, nach seinem gewö hn-
lichen Aufenthalt.

    Sind der Wohnsitz oder gewö hnliche Aufenthalt im Z eitpunkt der K lageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Z uständigkeit für K lagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen N iederlassung.

B 4 - 6 . 2  A nzu w end end es R ec h t

   Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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K lauseln A B B L

T K  A  5 1 1 4  B aug r und  und  B od enm assen

1 .  V er sic h er te Sac h en

M itversichert sind Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Bestandteil der L ieferungen und L eistungen sind. Versichert sind dabei aus-
schließ lich Aufwendungen, um nach einem Versicherungsfall:

a)   den die Bauleistung umgebenden Baugrund zu stabilisieren oder auszutauschen, soweit dies für die Ausführung der versicherten Baulei-
stungen zwingend erforderlich ist;

b) die Bodenmassen, die für die weitere Bauausführung gelagert werden, wieder herzustellen oder wieder zu beschaffen;
c)   Baugrund innerhalb des Versicherungsortes zu dekontaminieren oder auszutauschen, den Aushub zu entsorgen oder in die nächstgele-

gene geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern. N icht versichert sind j edoch K osten für die Dekontamination und Entsor-
gung von G ewässern, K osten für die Beseitigung von Beeinträchtigungen des G rundwassers oder der N atur sowie Emissionen in der L uft.

N icht versichert sind ferner Aufwendungen aufgrund der Einliefererhaftung.

Dies gilt abweichend von A1 -1 .2  ( 5 )  ABBL .

2 .  V er sic h er ung ssum m e

Baugrund und Bodenmassen sind bis zur Hö he der im Versicherungsschein vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.

3 .  U m f ang  d er  E ntsc h ä d ig ung  

Die G renze der Entschädigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko. 

T K  A  5 1 3 2  I nner e U nr uh en

1 . Der Versicherer leistet Entschädigung für Schäden durch I nnere Unruhen. Dies gilt abweichend von A1 -2 .2  ( 5 )  ABBL .

2 . N icht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Verfügung von hoher Hand. 

3 . Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund ö ffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts bean-
sprucht werden kann.

4 . Die G renze der Entschädigung ist abweichend von A3 -1 .6  ABBL  der im Versicherungsvertrag genannte Betrag.

5 . Die Versicherung dieser G efahr kann j ederzeit gekündigt werden. Die K ündigung wird 2  Wochen nach Z ugang wirksam.

T K  A  5 1 3 3  Str eik,  A ussp er r ung  

1 . Der Versicherer leistet Entschädigung für Schäden durch Streik oder Aussperrung. Dies gilt abweichend von A1 -2 .2  ( 6 )  ABBL .

2 . Die Versicherung dieser G efahr kann j ederzeit gekündigt werden. Die K ündigung wird 2  Wochen nach Z ugang wirksam.

T K  A  5 1 4 0  D ieb stah l 

M itversichert ist das Abhandenkommen durch Diebstahl mit dem Bauwerk fest verbundener versicherter Bestandteile der N eubauleistung. 
Dies gilt abweichend von A1 -2 .3  ( 2 )  ABBL .

T K  A  5 3 1 0  E r w eiter te E ntsc h ä d ig ung  b ei Sc h ä d en inf olg e v on M ä ng eln

Führt ein M angel vor Ende des Versicherungsschutzes gem. B1 -2  ABBL  zu einem entschädigungspflichtigen Schaden, so leistet der Ver-
sicherer Entschädigung unter Abzug der K osten, die zusätzlich aufgewendet werden müssen, damit der M angel nicht erneut entsteht. Dies 
gilt abweichend von A3 -1 .1  ( 3 )  ABBL .

T K  A  5 3 1 1  L okalisier ung  v on Sc h ad enur sac h en

Der Versicherer leistet Entschädigung für K osten zur L okalisierung von Ursachen eines entschädigungspflichtigen Schadens.

Diese K osten werden nicht entschädigt, wenn die Ursache ein M angel oder die L okalisierung erfolglos ist.

Die G renze der Entschädigung ist die vereinbarte Versicherungssumme auf Erstes Risiko. Dies gilt abweichend von A3 -1 .1  ( 4 )  b) .
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Sanktionsklausel 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertrags-
parteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantw ortlicher für die Datenv erarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
3 0 17 7  Hannover 
Telefon: + 4 9  (0 )5 11.9 0 7 - 0
E-Mail-Adresse: service@ vhv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@ vhv.de.
2 . Z w ecke und R echtsgrundlagen der Datenv erarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw . die Durchführung des Versiche-
rungsv ertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht mö glich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Ein-
willigung nach Art. 9  Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7  DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9  Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 2 7  BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–   zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen,

–   zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalyse n 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können,

–   zur Bearbeitung und Regulierung von Schäden, soweit Sie an dem jeweiligen 
Schaden nicht bereits als Versicherungsnehmer beteiligt sind, 

–   zur Erhöhung und Sicherstellung der Datenq ualität, 
–   zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens sowie der VHV Gruppe insge-

samt, 
–   zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen 

und Produkten.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts-
grundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3 . N utzung Ihrer E- M ail- Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4 . K ategorien v on Emp fängern der p ersonenbezogenen Daten
R ückv ersicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenv erarbeitung in der U nternehmensgrup p e:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exka sso oder zur gemeinsamen 
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.
Ex terne Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil ext erner Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schriftform zukommen lassen.
W eitere Emp fänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z.B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u.a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geldwäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) oder an Beteiligte von Schadenfällen (bspw. Anspruchsteller), soweit dies 
zur Wahrung der berechtigten Interessen des jeweiligen Beteiligten erforderlich ist. 
Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.
5 . Dauer der Datensp eicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Ja hren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung, dem Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Ja hre. 
6 . Betroffenenrechte
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

W idersp ruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an service@ vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie die-
ser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation 
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht kön-
nen Sie ebenfalls unter der o.g. Adresse geltend machen.

Beschw erderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5 , 3 0 15 9  Hannover. 
7 . H inw eis-  und Informationssy stem der Versicherungsw irtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssyst em (HIS) der 
informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68 , 65 2 0 5  Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:
Einmeldung:
An das HIS melden wir –  ebenso wie andere Versicherungsunternehmen –  erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z.B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z.B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 
Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z.B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 00
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Datenschutzhinw eise

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantw ortlicher für die Datenv erarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
3 0 17 7  Hannover 
Telefon: + 4 9  (0 )5 11.9 0 7 - 0
E-Mail-Adresse: service@ vhv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@ vhv.de.
2 . Z w ecke und R echtsgrundlagen der Datenv erarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw . die Durchführung des Versiche-
rungsv ertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht mö glich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Ein-
willigung nach Art. 9  Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7  DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9  Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 2 7  BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–   zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen,

–   zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalyse n 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können,

–   zur Bearbeitung und Regulierung von Schäden, soweit Sie an dem jeweiligen 
Schaden nicht bereits als Versicherungsnehmer beteiligt sind, 

–   zur Erhöhung und Sicherstellung der Datenq ualität, 
–   zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens sowie der VHV Gruppe insge-

samt, 
–   zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen 

und Produkten.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts-
grundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3 . N utzung Ihrer E- M ail- Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4 . K ategorien v on Emp fängern der p ersonenbezogenen Daten
R ückv ersicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenv erarbeitung in der U nternehmensgrup p e:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exka sso oder zur gemeinsamen 
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.
Ex terne Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil ext erner Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schriftform zukommen lassen.
W eitere Emp fänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z.B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u.a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geldwäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) oder an Beteiligte von Schadenfällen (bspw. Anspruchsteller), soweit dies 
zur Wahrung der berechtigten Interessen des jeweiligen Beteiligten erforderlich ist. 
Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.
5 . Dauer der Datensp eicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Ja hren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung, dem Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Ja hre. 
6 . Betroffenenrechte
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

W idersp ruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an service@ vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie die-
ser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation 
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht kön-
nen Sie ebenfalls unter der o.g. Adresse geltend machen.

Beschw erderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5 , 3 0 15 9  Hannover. 
7 . H inw eis-  und Informationssy stem der Versicherungsw irtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssyst em (HIS) der 
informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68 , 65 2 0 5  Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:
Einmeldung:
An das HIS melden wir –  ebenso wie andere Versicherungsunternehmen –  erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z.B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z.B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 
Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z.B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 00
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Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falls relevant sind. 
Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer 
HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über 
Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl 
auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch auf dem Erlaubnistatbe-
stand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage widerspre-
chen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.

8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z.B. zur Mitnahme 
eines Schadenfreiheitsrabatts in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben 
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers 
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und 
f) DSGVO] .

9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer 
berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleister-
liste.

10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-
handen sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. 
Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, 
entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsprämie. 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespei-
cherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrags erfolgt nach den jeweiligen Versiche-
rungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.
In der Kfz-Versicherung gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei 
negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, eidesstattliche Versicherung oder Insol-
venzverfahren = sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in der 
Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Mindest-
deckung.
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